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§ п з
Hinzuziehung von Personen

(1) Findet eine Durdisuchung der Wohnung oder anderer umschlossener 
Räume und die Vollziehung der Beschlagnahme ohne Staatsanwalt statt, 
sind zwei unbeteiligte Personen hinzuzuziehen. Die hinzugezogenen Per­
sonen dürfen nicht Angestellte eines Untersuchungsorgans sein. Es ist 
Pflicht des Bürgers, auf Verlangen durch seine Anwesenheit diese Tätig­
keit des Untersuchungsorgans zu unterstützen. Die hinzugezogenen Per­
sonen haben das Protokoll mit zu unterschreiben.

(2) Der Inhaber der zu durchsuchenden Räume oder Gegenstände soll 
bei der Durchsuchung anwesend sein. Ist er abwesend, soll sein Ver­
treter oder ein erwachsener Angehöriger, Hausbewohner oder Nachbar 
hinzugezogen werden. Beschlagnahmen oder Durchsuchungen in Räumen, 
die von Betrieben, Einrichtungen oder Organisationen belegt sind, erfolgen 
in Anwesenheit eines Vertreters des betreffenden Betriebes oder Organs.

(3) Von der Hinzuziehung zweier unbeteiligter Personen kann abgesehen 
werden, wenn

L die Durchsuchung von Räumlichkeiten ausschließlich auf die Er­
greifung von Personen gerichtet ist;

2. Gegenstände beschlagnahmt werden, die der Verhaftete oder vorläufig 
Festgenommene mit sich führt;

3. der zu beschlagnahmende Gegenstand dem Untersuchungsorgan vom 
Besitzer von sich aus überbracht wird.

§114

Beschlagnahmen von Forderungen, Rechten und Grundstücken

(1) Die Beschlagnahme von Forderungen und Rechten wird durch Über­
gabe der Beschlagnahmeverfügung an den Berechtigten vollzogen. Wird 
eine Forderung beschlagnahmt, ist auch der Schuldner von der Beschlag­
nahme in Kenntnis zu setzen und ihm zu untersagen, an den Berechtigten 
zu leisten. Die Beschlagnahme wird dem Schuldner gegenüber erst wirk­
sam, wenn ihm das Leistungsverbot zugestellt oder wenn ihm die Be­
schlagnahme auf andere Weise bekannt wird.

(2) Wird ein Grundstück, ein Recht an einem Grundstück oder ein Recht 
an einem solchen Recht beschlagnahmt, ersucht der Staatsanwalt die zu­
ständige Behörde um Vornahme der erforderlichen Eintragung.

(3) Die Beschlagnahme von Grundstücken oder Betrieben ist dem Rat 
des Kreises mitzuteilen, der unverzüglich einen Verwalter für den Betrieb 
oder das Grundstück zu bestellen hat. Der Verwalter untersteht der Auf­
sicht des Rates des Kreises. Der Verwalter hat die beschlagnahmten Ver­
mögenswerte sofort in Besitz und Verwaltung zu nehmen.
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